
4

Schweiz Dienstag, 4. Juni 2024

Biden schickt Stellvertreterin
KamalaHarriswird aufdemBürgenstockdieUS-Delegationanführen.

Renzo Ruf, Washington

Das Rätselraten über eine Teil-
nahmevon JoeBidenanderUk-
raine-Konferenz hat ein Ende.
Am Montag gab das Weisse
Haus bekannt, dass seine Stell-
vertreterin Kamala Harris die
amerikanische Delegation auf
demBürgenstockanführenwer-
de. Zusammen mit Jake Sulli-
van, dem präsidialen Sicher-
heitsberater, werde sie Bemü-
hungen der Ukraine für einen
«gerechten und dauerhaften
Frieden»unterstützen, heisst es
in der Mitteilung. Die Schweiz
wiederum zeigte sich in einer
ersten Reaktion «erfreut» über
dieseZusage,wiedasAussende-
partment (EDA) auf dem Kurz-
nachrichtendienst X schrieb.

Die Nichtteilnahme von
Biden hatte sich in den vergan-
genenTagenabgezeichnet.Der
amerikanische Präsident wird
amSamstag,demerstenTagder
Ukraine-Konferenz, in Los An-
geles (Kalifornien) erwartet.

Dort will Biden an einer Spen-
dengala mit Ex-Präsident Ba-
rackObamaunddenSchauspie-
lern George Clooney und Julia
Roberts mitwirken. Eine ent-
sprechendeEinladungzirkuliert
seit einiger Zeit online.

SchickeSpendengala statt
Friedenskonferenz?
Eine schicke Spendengala im
PeacockTheater inLosAngeles
statt einer Friedenskonferenz,
macht das nicht einen schlech-
ten Eindruck? Ein Sprecher von
BidenwiesdieseFrageamMon-
tag entschieden zurück. John
Kirby sagte: «Die Ukraine hat
keinen stärkeren Verfechter als
Präsident Biden.» Von Beginn
weghabederDemokrat dieRe-
gierung in Kiew unterstützt,
ganz imGegensatz zudenRepu-
blikanern imKongress. Aus sei-
ner Abwesenheit könne nicht
der Schluss gezogen werden,
dassdasWeisseHausdenukrai-
nischenPräsidentenWolodimir
Selenski fallenlasse, sagteKirby.

Entscheidendwarwohl letztlich,
dass für den amerikanischen
PräsidentendieZeit einknappes
Gut ist, insbesondere in einem
Wahljahr. Der nächste Urnen-
gangfindetbereits in fünfMona-
ten statt. Und Biden ist im Juni
bereits aussergewöhnlich lange
landesabwesend. Diese Woche
hält er sich inFrankreichauf,wo
er am Samstag in Paris von Prä-
sidentEmmanuelMacronemp-
fangen wird. Dann folgt in der
kommenden Woche eine Reise
nachItalien, zumGipfelder füh-
renden westlichen Industrie-
undWirtschaftsnationen.Wäh-
renddiesenAuftrittenkönnteBi-
denzwaraussenpolitischPunkte
sammeln; vielen amerikani-
schen Wählerinnen und Wäh-
lern sind wirtschaftspolitische
Themen aberwichtiger.

Harriswiederumistmitdem
Ukraine-Dossier vertraut. Zu-
letzt vertrat sie die USA an der
MünchnerSicherheitskonferenz
im Februar, wo sie auch mit
Selenski sprach.

Schüler bedroht Lehrerin
Die Polizei rückte in Bellinzonamit einemGrossaufgebot aus.

Kari Kälin

DieEvakuierungmusste schnell
gehen. «Wir konnten nicht ein-
malmehrunsereSachenzusam-
menpacken», sagte ein Schüler
der Zeitung «La Regione». Die
Gemeindepolizei von Bellinzo-
na rücktegesternmitUnterstüt-
zung der Tessiner Kantonspoli-
zei zur kantonalen Handels-
schule in Bellinzona aus.
Weshalb derGrosseinsatz?

KurznachelfUhralarmierte
dieSchulleitungdiePolizei, eine
LehrerinwerdevoneinemSchü-
ler bedroht,möglicherweise tra-
ge er eine Waffe auf sich. Die
ausgerückten Polizisten beor-
derten alle Schülerinnen und
Lehrpersonen in und vor eine
Turnhalle. Um 11.30 Uhr war
derSpukvorbei.Verletzte gabes
keine,wiediePolizei amfrühen
Nachmittagmitteilte.

AmspäterenNachmittager-
gänztediePolizei ihreAngaben.
Sie nahm einen 15- und einen
16-jährigen Schüler fest. Beide

sind Schweizer und wohnen im
Raum Bellinzona. Der jüngere
habe die Lehrerin bedroht mit
einerunterderHoseversteckten
Waffe, der ältere habe sie in ein
VersteckausserhalbdesGebäu-
des geführt, so die Polizei. Die
Jugendanwaltschaft ermittelt
gegen den 15-Jährigen wegen
Drohung und Verstosses gegen
das Waffengesetz, gegen den
16-Jährigen ebenfalls wegen
Waffendelikten. Die Polizei
stellte einePistole sicher; siewar
nicht schussbereit.

GemässdiversenMedienbe-
richten herrschte keine Panik,
aber einige Jugendliche waren
verängstigt.ZumMotivdesDro-
hendenmachtediePolizei keine
Angaben. Gegenüber dem
«Corriere del Ticino» berichte-
te der Vater einer Schülerin,
einerderbeiden involvierten Ju-
gendlichenmüsseeinSchuljahr
wiederholen, was er schlecht
verdaut habe.

Die Geschichte weckt Erin-
nerungenaneinenVorfall ander

gleichen Schule im Mai 2018.
Ein damals 19-jähriger Schwei-
zer Schüler plantedort einMas-
saker. Schülerinnen und Lehrer
stellten auf SocialMedia auffäl-
ligesVerhalten fest, alarmierten
die Polizei und verhinderten so
womöglich ein Blutbad. Der
Schülerwurde zu siebeneinhalb
Jahren Haft verurteilt. Er sitzt
die Strafenicht in einemnorma-
lenGefängnis ab, sondernmuss
sich einer psychiatrischen Be-
handlung unterziehen.

PhysischeGewalt
gegenLehrpersonen
Von Amokläufen an Schulen
blieb die Schweiz bis jetzt ver-
schont. Unter Gewalt leiden
Lehrpersonen indes auch hier-
zulande. ImJanuar2023präsen-
tierte der Verband der Schwei-
zer Lehrerinnen und Lehrer die
Resultate einer repräsentativen
Umfrage. Demnach wurden in
den letzten fünf Jahren 15 Pro-
zent aller Lehrpersonen phy-
sisch angegriffen.

Spektakuläre Wende bei Armeefinanzen
DerUkraine-Deal ist tot. Der Ständerat will die Armeeausgaben dennoch erhöhen – und zwar auf ein Prozent des BIP bis 2030.

Doris Kleck

Es war eine der kühnsten Ent-
scheidungen im Bundeshauses
der letzten Jahre: der 15-Milliar-
den-Deal für die Armee und die
Ukraine. Sicherheitspolitikerin-
nen von links bis Mitte setzten
zumgrossenCoupan.DieArmee
sollte10,1MilliardenFrankener-
halten,und5MilliardenFranken
solltenandieUkrainefürdenEr-
halt der kritischen Infrastruktur
gehen – an der Schuldenbremse
vorbei.EinZückerchenfürrechts
und eines für links. Ein grosser
Kompromiss also. In der Sicher-
heitspolitischenKommissiondes
Ständerates fand der Deal eine
Mehrheit.Doch viele Parlamen-
tarier blieben skeptisch. Am
Montag nun begrub der Stände-
rat den Deal definitiv. Er lehnte
dieMotionmit28zu15Stimmen
bei 2Enthaltungenab.

Mitte-StänderätinMarianne
Binder gilt als Urheberin der
Idee. Noch einmal erinnerte sie
daran,dassdieUkrainedas freie
Europa verteidige: «Gewinnt
derKriegsverbrecherPutin, ver-
liert Europa. Sowohl die zeitna-
he StärkungderArmeeals auch
die zeitnaheStärkungderUkrai-
ne dienen dem Schutz und der
Sicherheit aller Menschen, die
in der Schweiz leben.»Dochof-
fenbar würde dieMehrheit die-
ses Rates die Einhaltung der
Schuldenbremsehöher gewich-
tenalsdiedringlicheAufrüstung
der Armee.

Einfinanzpolitisches
Seminar imStänderat
Tatsächlich drehte sich die De-
batte vor allemumdieFrage, ob
dieSchaffungdes 15-Milliarden-
Fonds an der Schuldenbremse
vorbei verfassungs- und geset-
zeskonform sei. Die Schulden-
bremse verlangt, dass die Ein-
nahmen und die Ausgaben des

Bundes ausgeglichen sind. In
ausserordentlichen Situationen
sind allerdings Ausnahmen zu-
lässig, so steht es in der Verfas-
sung. Das Finanzhaushaltsge-
setz konkretisiert, dass ausser-
ordentliche Ausgaben zulässig
sind bei «aussergewöhnlichen
und vom Bund nicht steuerba-
ren Entwicklungen.»

Rund um diese Frage hielt
der Ständerat ein finanzpoliti-
sches Seminar ab, wie selbst
Verteidigungsministerin Viola
Amherd feststellte. Für die
Mehrheit war klar, dass ein
Krieg in Europa zwar ausserge-
wöhnlich und nicht steuerbar
sei, die Auswirkungen für die

Schweiz aber sehrwohl,wieder
UrnerFDP-Ständerat JosefDitt-
li sagte. Der Bund könne trotz
Schuldenbremse adäquat re-
agieren: «Wir können rasch
mehr Geld in die Armee ste-
cken, umsie verteidigungsfähig
zumachen.Es ist alleineineFra-
ge des politischenWillens.»

VierMilliardenFranken
mehr fürdieArmee
SVP, FDP und die Mehrheit der
Mitte-Ständeräte wollten nichts
vom Deal wissen. Das Problem
derArmee-Finanzierung istaber
nicht gelöst.Dennder Ständerat
hat am Dienstag auch mit 27 zu
17 Stimmen entschieden, dass

die Armeeausgaben bereits bis
2030aufeinProzentdesBrutto-
inlandproduktes (BIP) erhöht
werden sollen. Im Rahmen der
Beratung der Armeebotschaft
entschiedderStänderat,dassder
Zahlungsrahmen für die Jahre
2025 und 2028 bei 29,8 Milliar-
denFrankenliegensoll.Kommis-
sionspräsidentin Andrea Gmür
(Mitte/LU)warnte,dieZeitdrän-
ge, eswäre fahrlässig, nicht alles
zuunternehmen,umsichfürden
Worst Case zu rüsten. «Die Si-
cherheit unseres Landes hat
oberstePriorität.»DerZahlungs-
rahmen ist ein wichtiges politi-
sches Signal – damit wird eine
Obergrenzefestgelegt.DasGeld

wirdaber jeweilserst imRahmen
desBudgets gesprochen.

Der Bundesrat sah 25,8Mil-
liarden vor. Er will wegen der
düsterenFinanzlagedesBundes
das 1-Prozent-BIP-Ziel erst bis
2035 erreichen. Selbst dieser
langsamere Ausbau ist aber
nicht gegenfinanziert. Dem
Bund fehlen 2030 rund 3 bis 4
MilliardenFranken.EineExper-
tengruppe des Bundes sucht bis
Ende des Sommers Sparmög-
lichkeiten.

Woher soll das Geld für den
rascheren Ausbau also kom-
men?DerStänderatnahmeinen
Antrag des Glarner FDP-Stän-
derats Benjamin Mühlemann

an, der erst kurzfristig einge-
reichtworden ist.Demnach soll
die Hälfte, also 2 Milliarden
Franken, bei der Internationa-
len Entwicklungszusammen-
arbeit (IZA) gespart werden. 15
Prozent soll die Armee selber
einsparen im Eigenbereich und
35 Prozent sollen alle übrigen
Departement einsparen. Etwa
beimPersonaloderbei«wieder-
kehrenden Finanzbeschlüssen
von erheblicher Tragweite».

«Wirmüssen
Kompromissefinden»
Dass dieser Sparantrag durch-
kam, war einigermassen über-
raschend. Denn in der Debatte
zumUkraine-Dealmachten ton-
angebende Mitte-Ständeräte
wie Beat Rieder, Daniel Fässler
oder auchBenediktWürthnoch
deutlich, dass es allein mit spa-
ren nicht getan sei, um die Zu-
satzkosten für die Armee zu fi-
nanzieren. Rieder erinnerte
daran, dass verschiedene Ideen
aufdemTisch lägen.EineGrup-
pe um den Mitte-Ständerat Pe-
ter Hegglin brachte schon eine
befristete Mehrwertsteuer ins
Spiel, FDP-Nationalrat Simon
Michel möchte eine befristete
Erhöhung der Unternehmens-
steuern, SVP-StänderatWerner
Salzmann denkt an eine Wehr-
anleihe. Benedikt Würth gab
sich pathetisch und zuversicht-
lich: «Wir müssen Kompromis-
se finden auf dem Boden der
Verfassung. Der Ständerat wird
diese Kraft haben.»

DerSparvorschlagdes Stän-
deratesmuss auch noch die Be-
ratung im Nationalrat überste-
hen. Und selbst dann: Es seien
lediglich Hinweise an den Bun-
desrat,woer sparenkönnte, sag-
teUrheberMühlemann.DieDe-
batte, wie stark und wie rasch
dieArmeeausgabenerhöhtwer-
den sollen, wirdweitergehen.

«Die Sicherheit unseres Landes hat oberste Priorität», sagte Mitte-Ständerätin Andrea Gmür (LU). Bild: Alessandro della Valle/Keystone


